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Bis 2031 soll er gefunden sein: der Ort, an dem Deutschlands

Atommüll für Millionen Jahre sicher lagern kann. Doch obwohl alle

mitbestimmen dürfen, interessiert sich heute kaum noch jemand

dafür. Woran liegt das?

Tausende Behälter mit Atommüll unter deiner Stadt. Klingt nach

Science-Fiction? Könnte aber wahr werden. Denn derzeit wird in

Deutschland der Ort gesucht, an dem unser hochradioaktiver Müll am

sichersten aufgehoben ist. Und theoretisch könnte das eben auch in 500

Meter Tiefe unter deinem Haus sein.

1.900 Behälter mit 27.000 Kubikmetern *1 hochradioaktiver Abfälle – das

ist das, was nach rund 60 Jahren Kernenergie in diesem Land übrig bleibt.

Offiziell steigt Deutschland zwar aus der Atomkraft aus, wenn Ende 2022

die letzten 3 Atomkraftwerke vom Netz gehen. Doch der Müll wird noch

für eine Million Jahre *2 gefährlich bleiben. Bis 2031 soll feststehen, wo er

für diese unfassbare Zeitspanne am sichersten gelagert werden kann.

Du willst wissen, was genau in diesen Behältern ist, das so gefährlich ist?
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Eine Mammut-Aufgabe für Deutschland

Die Suche nach einem Atommüll-Endlager ist eine beispiellose Aufgabe,

die über politische Lager und das Denken in Legislaturperioden

hinausgeht. Die Entscheidung, die wir treffen, wird möglicherweise

unsere Demokratie überdauern. In jedem Fall wird sie viele nachfolgende

Generationen betreffen. Wie genau die Suche ablaufen soll, wurde 2013 im

Standortauswahlgesetz #1 festgeschrieben. Dieses Gesetz sieht ein

Verfahren vor, das es so noch nicht gegeben hat in Deutschland. Die

hohen Ansprüche stehen direkt in § 1: partizipativ, wissenschaftsbasiert,

transparent, selbsthinterfragend und lernend.

»Mit dem Standortauswahlverfahren soll in einem partizipativen,

wissenschaftsbasierten, transparenten, selbsthinterfragenden und lernenden

Verfahren für die im Inland verursachten hochradioaktiven Abfälle ein Standort

mit der bestmöglichen Sicherheit für eine Anlage zur Endlagerung nach § 9a

Abs. 3 Satz 1 des Atomgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland ermittelt

werden.« – § 1 (2) Standortauswahlgesetz

Ob das Verfahren diesen Ansprüchen gerecht wird, wird sich im Laufe der

kommenden Jahre zeigen. Fest steht: Es wird Betroffene geben.

Irgendeine Kommune wird es treffen.

Um am Ende eine möglichst große Akzeptanz für die Entscheidung zu

erlangen, muss das Verfahren die Bevölkerung von vornherein mit

einbeziehen. Und darin liegt momentan die größte Herausforderung.

Solange niemand betroffen ist, interessiert
sich auch niemand

Oktober 2019. Die Nachrichten sind voll von der Klimakrise. Fridays for 

Future fordert den Kohleausstieg. Und so wird auch die Debatte um den 

Atomausstieg wieder aufgewärmt. Stimmen werden wieder lauter, die
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sagen, dass wir uns zu früh von der vergleichsweise klimafreundlichen

Kernkraft verabschiedet hätten. Das Thema Atommüll wird in den

meisten dieser Beiträge ausgespart. Derweil versucht eine kleine

Ausstellung im Berliner Hauptbahnhof, über die Endlagersuche

aufzuklären. Auf einem riesigen schwarz-gelben Strahlenwarnzeichen

stehen leuchtende Schautafeln mit Fotos und Infotexten zur

Endlagersuche. Eine der Schautafeln zeigt eine quietschgelbe

Deutschlandkarte. Darauf verstreut, ein paar schwarze Kegel. Sie sollen

mögliche Standorte für ein Endlager symbolisieren. »Ene mene muh …«

steht darüber – es kann jeden treffen.

Die mobile Ausstellung ist der Versuch, die mit ratternden Rollkoffern

vorbeihastenden Passanten für eine Problematik zu interessieren, von der

sie sich wahrscheinlich nicht betroffen fühlen: den deutschen Atommüll

und seinen Verbleib. Ein paar Menschen bleiben stehen, schauen sich die

Ausstellung kurz an. Doch die meisten eilen einfach vorbei.

Organisiert hat die Ausstellung das Bundesamt für die Sicherheit

nuklearer Entsorgung (BASE). Die Behörde *3 wurde 2016 neu gegründet

und ist für die Information und Beteiligung der Öffentlichkeit am

Verfahren zuständig.

Wenn du dir erst mal einen Überblick über die wichtigsten Akteure und

ihre Aufgaben verschaffen möchtest,

Was im vergangenen Herbst im Kleinen im Berliner Hauptbahnhof zu

beobachten war, lässt sich verallgemeinern: Die Menschen sind zu

beschäftigt, um sich für etwas zu interessieren, von dem sie sich nicht

angesprochen fühlen. Das Paradoxe: Eine Region in Deutschland wird

betroffen sein und den Atommüll lagern müssen. Und ziemlich sicher

wird sie nicht begeistert sein.

Kein Mensch möchte hochradioaktiven Atommüll unter seinem Garten

haben, vermutlich wird sich keine Gemeinde freiwillig melden. Auch

wenn die Sicherheit aller Beteiligten die oberste Priorität des Verfahrens

ist – es bleibt eine diffuse Angst davor, dass irgendwas schiefgeht, dass

die Strahlung eines Tages doch austritt. *5
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NIMBY – Not in my Backyard

Der Bundestag hat sich 2013 – in den Nachwehen der Atomkatastrophe in

Fukushima – dafür entschieden, das ungeklärte Atommüll-Problem nicht

weiter aufzuschieben. Natürlich hätte eine Kommission einfach einen

Standort festlegen können, um schnellstmöglich mit der Einlagerung

beginnen zu können. Doch diese Vorgehensweise ist in Deutschland schon

einmal gehörig gescheitert: Als in den 70er-Jahren unter Ausschluss der

Öffentlichkeit entschieden wurde, den Salzstock im niedersächsischen

Gorleben zu einem Endlager auszubauen, formierte sich in der Region

immenser Widerstand. #4 Bilder von Menschen, die sich an Gleise oder die

Straße ketten, um die Castor-Transporte zu stoppen, kennt jeder.

Aus den Fehlern, die in Gorleben gemacht wurden, hat die Politik gelernt:

Wenn die Entscheidung für einen Standort akzeptiert werden soll, muss

die Bevölkerung von Anfang an beteiligt sein. Deswegen sind im

Standortauswahlgesetz einige Beteiligungsmöglichkeiten vorgesehen. Die

Frage ist, ob diese ausreichen werden, um Akzeptanz für die finale

Entscheidung zu schaffen.

Wie genau wird die Beteiligung aussehen? Wer darf sich beteiligen? Und

inwiefern fließt diese Beteiligung in die Entscheidung für einen Standort

ein? Hier ein Überblick:

Die Beteiligungsmöglichkeiten

Folgende Beteiligungsmöglichkeiten sieht das Gesetz vor:
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› Die Beteiligung der Bevölkerung wurde durch das

Standortauswahlgesetz bereits in die DNA eines zentralen Akteurs

geschrieben: Im Nationalen Begleitgremium sollen stets 6 Bürgerinnen

und Bürger *6 sitzen, darunter 2 Vertreterinnen oder Vertreter der jungen

Generation. Diese sind zunächst für 3 Jahre ehrenamtliche Mitglieder

des Gremiums. Ihre Meinung fließt in die Empfehlungen ein, die das

NBG an den Bundestag ausspricht. Diese sind jedoch nicht bindend.

Mitbestimmen kann das NBG also nicht. Auch wer nicht ins NBG

berufen wird, kann sich beteiligen. Je mehr sich die Suche zuspitzt,

desto intensiver werden die Beteiligungsformate – allerdings sind sie

vor allem für die Menschen vorgesehen, die in den betroffenen Regionen

leben.

› Sobald im Herbst 2020 der Zwischenbericht vorliegt, der Gebiete

festlegt, die theoretisch für ein Endlager in Frage kämen, ruft das BASE

die Fachkonferenz Teilgebiete ein. Eingeladen sind Kommunalpolitiker,

Wissenschaftler, NGOs – und Bürgerinnen und Bürger. In 3 Terminen

innerhalb von 6 Monaten sollen die Teilnehmer der Fachkonferenz

zunächst informiert werden und dann einen gemeinsamen Bericht

verfassen, der in das weitere Verfahren einfließt. *7

› Noch intensiver sind die Regionalkonferenzen, die in den Regionen

eingerichtet werden, die übertägig erkundet werden sollen. Die Idee ist

es, dort in einer Vollversammlung alle Menschen einzubinden, die in der

Region leben. Ein Vertretungskreis von 30 Menschen soll dann

wiederum deren Interessen vertreten. Unter anderem darf die

Regionalkonferenz eine Nachprüfung beim BASE beantragen. Zu einem

späteren Zeitpunkt ist auch die Möglichkeit vorgesehen, dass Betroffene

vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen die Auswahl ihrer Region

klagen können.

› Der Rat der Regionen soll die Prozesse der Regionalkonferenzen aus

überregionaler Sicht begleiten. Er besteht aus Vertretern der einzelnen

Regionen des Verfahrens sowie Regionen, in denen radioaktive Abfälle

zurzeit zwischengelagert werden.
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› Was für alle Bürgerinnen und Bürger jederzeit und schon jetzt

zugänglich ist, sind Informationen. Das BASE veröffentlicht sämtliche

Gutachten, Stellungnahmen und Berichte in einer Datenbank. #5 Und

auch auf den Seiten der BGE und des NBG lassen sich Briefwechsel und

dergleichen einsehen. Die Frage ist eher, welche Bürgerin die Zeit hat,

sich das alles durchzulesen. Wer erst mal einen Überblick über das

Verfahren erhalten möchte, kann sich auf dem YouTube-Account des

BASE #6 Erklärvideos anschauen. Der Account hat momentan 46

Abonnenten, die meisten Videos wurden ca. 100 Mal geklickt. Da ist also

noch Luft nach oben.

Atommüll auf Social Media und Jutebeuteln

Das weiß auch Ina Stelljes. Sie leitet die Öffentlichkeitsarbeit des BASE.

»Wir sind gerade erst im Aufbau, auch personell. Für Social Media haben

wir kürzlich neue Leute eingestellt.» Grundsätzlich möchte Stelljes in der

Öffentlichkeitsarbeit nicht nur das machen, »was man immer schon

gemacht hat«, sondern auch Neues ausprobieren. Zum Beispiel Slogans

wie »Schatz, bringst du bitte mal den Müll runter?«, mit dem Jutebeutel

und Billboards bedruckt wurden.

Aber die breite Öffentlichkeit bekommt kaum etwas davon mit. Es ist ein

Dilemma: Solange der Standort nicht feststeht, interessieren sich die

Bürger kaum für das Verfahren. Sobald allerdings Regionen feststehen,

die infrage kommen, werden sich die Menschen aus diesen Regionen

plötzlich interessieren. Und vor vollendeten Tatsachen stehen. Proteste

sind quasi vorprogrammiert. Jochen Stay glaubt, dass das Verfahren aus

diesem Dilemma nicht mehr rauskommt und gegen die Wand fahren

wird.

Atomkraftgegner äußern fundamentale Kritik
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Jochen Stay ist der Sprecher von Ausgestrahlt und vielleicht Deutschlands

bekanntester Atomkraft-Gegner. Er ist jahrzehntelang mit der

Anti-AKW-Bewegung auf die Straße gegangen und hat auf das ungeklärte

Müllproblem hingewiesen. Ihm war immer klar, dass es ein Endlager

braucht, und so begrüßte er 2013 den neuen Anlauf. Aber sehr bald stellte

sich Enttäuschung ein: Das Verfahren sei top-down beschlossen worden

statt bottom-up. Heute sagt er: »Wenn man Konflikte lösen möchte, ist

eine wesentliche Regel, dass die Konfliktparteien am Anfang gemeinsam

Spielregeln festlegen. Die Spielregeln für das Verfahren hat jedoch die

Politik festgelegt. Deswegen befürchte ich, dass der Konflikt neu

eskalieren wird, sobald es auf konkrete Orte zugeht.«

Die Bürgerbeteiligung komme zu spät und sei damit obsolet. Deshalb

fordert Ausgestrahlt von der Politik einen erneuten Neustart: Erst solle die

Bevölkerung beteiligt, dann ein neues Gesetz geschrieben werden.

Rücksprünge sind zwar im Standortauswahlgesetz vorgesehen: Gleich § 1

sieht wie bereits oben erwähnt vor, dass das Verfahren auch

selbsthinterfragend und lernend sein soll. Ein Sprung zurück vor das

Gesetz, wie Ausgestrahlt ihn fordert, ist jedoch sehr unwahrscheinlich.

Schließlich haben 2013 alle Parteien dem Gesetz zugestimmt.

2 Missionen, ein Problem

Das BASE und Ausgestrahlt sind sich einig, dass es ein Endlager für den

deutschen Atommüll braucht und dass der sicherste Standort

schnellstmöglich gefunden werden sollte. Während das BASE für das

gesetzlich vorgeschriebene Standortverfahren wirbt, versucht Ausgestrahlt,

Menschen für ein neues Verfahren zu mobilisieren. Beide sind im

vergangenen Jahr mit ihrer Mission durch die Lande gereist und sahen

sich mit dem gleichen Problem konfrontiert: Kaum jemand interessiert

sich für die Endlagersuche.

September 2019, Bremen. Das BASE hat zu einem Info-Abend in den 

schicken Konferenzsaal des Radisson-Hotels eingeladen. Etwa 30 

Interessierte sind gekommen, viele der rot-goldenen Stühle sind leer
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geblieben. »Wir wissen nicht, welche Räume wir mieten sollen, denn wir

wissen nie, wie viele Menschen kommen werden«, erzählt Wolfram

König, Leiter des BASE. Der 61-Jährige war zuvor bereits knapp 20 Jahre

Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz; die Suche nach einem

Endlager scheint seine Lebensaufgabe zu sein.

Durch 15 Landeshauptstädte ist König mit seinem Team getourt, um das

Verfahren in die Öffentlichkeit zu bringen. Denn nur wer informiert sei,

könne sich beteiligen. 2 Tage vorher, 2 Kilometer entfernt. Helge Bauer

verbreitet in einem Kulturzentrum Skepsis. Bauer, ein

Ausgestrahlt-Kollege von Jochen Stay, ist ebenfalls nach Bremen

gekommen, um interessierte Bürgerinnen und Bürger über das

Standortauswahlverfahren aufzuklären. »Wenn das Verfahren so

transparent und partizipativ wäre, wie es § 1 vorsieht«, sagt Bauer,

»müsste ich heute nicht hier sein.« Alle wesentlichen Entscheidungen

seien bereits gefallen, die Beteiligungsmöglichkeiten ein Feigenblatt.

Immer wieder erntet Bauer laute Schnauber aus den Stuhlreihen.

Empörung liegt im Raum. 17 Zuhörer sind gekommen, auch hier sind

viele Stühle leer geblieben.

Der Konflikt um die Karte

Der Konflikt zwischen dem BASE und Ausgestrahlt kristallisiert sich in

einer fleckigen Deutschlandkarte heraus, die Bauer zu seinem Vortrag

mitgebracht hat. Sie soll zeigen, auf welche Regionen sich die

Endlagersuche wahrscheinlich konzentrieren wird. Basis für die

Einschätzungen sind Daten über den geologischen Untergrund. Salz, Ton

und Granit kommen laut Gesetz als Wirtsgesteine infrage. Regionen mit

entsprechenden Vorkommen sind farblich hervorgehoben. Ausgestrahlt

will mithilfe der Karte ermöglichen, dass sich Menschen aus diesen

Regionen jetzt schon darauf einstellen können.

»Was Ausgestrahlt macht, ist ein einfaches Geschäftsmodell: Sie versetzen 

Leute in Unruhe«, sagt Wolfram König 2 Tage später im Saal des Hotels. 

»Wir machen das nicht.« Ein ziemlich herber Vorwurf an eine NGO, die
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sich über Spenden finanziert. Er zeigt, wie verhärtet die Fronten sind,

auch wenn das niemand so recht zugeben möchte.

Während Bauer und seine Kollegen mit ihrer Deutschlandkarte durch die

Lande reisen, betonen die Behörden immer wieder, dass sie von einer

weißen Landkarte ausgehen, bis die Bundesgesellschaft für Endlagerung

im kommenden Herbst den Zwischenbericht Teilgebiete herausgibt. Der

wird Auskunft darüber geben, welche Regionen ausgeschlossen werden,

weil sie beispielsweise von Erdbeben oder vulkanischer Aktivität *8

betroffen sind oder weil das Wirtsgestein nicht tief genug reicht. Den

Anwesenden in Bremen versichert Wolfram König, dass es in dem

jetzigen Verfahren kein Hinterzimmer gebe.

Wie fair die Standortsuche ablaufen wird und ob die einzelnen Schritte

der nächsten Jahre auf Akzeptanz stoßen werden, hängt wesentlich davon

ab, wie viele Menschen sich schon jetzt informieren und einbringen. Es

ist natürlich zeitaufwendig, sich in die Materie einzuarbeiten. Nicht jeder

wird dazu in der Lage sein. Aber wenn die Teilgebiete eingegrenzt sind,

werden Menschen betroffen sein. Es wird dann an ihnen liegen, sich zu

beteiligen. Doch wir sollten diese Menschen nicht allein lassen. Wir alle

sollten schon jetzt die Endlagersuche mitverfolgen und über das

Verfahren diskutieren. Aus Solidarität mit den Betroffenen, die heute

schon leben. Und aus Solidarität mit den nachfolgenden Generationen.

Lasst uns hier, in der Kommentarspalte, damit beginnen.
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Zusätzliche Informationen

*1 Ganz grob überschlagen entspricht das dem Volumen von 500

Hallenbad-Becken.

*2 So lange dauert es konservativen wissenschaftlichen Berechnungen

zufolge, bis die radioaktiven Stoffe so zerfallen sind, dass sie nicht mehr

stärker strahlen als natürliches Urangestein.

*3 Bis Ende 2019 hieß die Behörde BfE – Bundesamt für kerntechnische

Entsorgungssicherheit. Hier kannst Du nachlesen, warum sie zum neuen

Jahr umbenannt wurde.

*4 Das Verfahren ist in 3 Phasen unterteilt, die wiederum einzelne Schritte

vorsehen. Dieses Video der BfE bietet einen ganz guten Überblick. Was man

sich jedoch merken sollte: So komplex und ausgeklügelt das ganze

Verfahren auch ist, am Ende liegt die Entscheidung für einen Standort beim

Bundestag. Der Vorschlag des Bundesamtes ist dabei in keiner Form

bindend.

*5 Es gibt auch Stimmen, die die Idee mit dem Endlager unter Tage

grundsätzlich hinterfragen: Warum den Müll überhaupt vergraben? Man

solle lieber auf zukünftige Technologien setzen, fordern einige, schon bald

könne die Methode entwickelt sein, mit der sich der radioaktive Abfall in

weniger schädliche Stoffe umwandeln lässt.

*6 Das Auswahlverfahren läuft so: Erst werden 170 Menschen nach dem

Zufallsprinzip angerufen und zu einem Workshop eingeladen, wo sie über

das Verfahren informiert werden. Dort wählen sie dann selbst ein

Wahlgremium, das wiederum 6 Personen in das NBG entsendet.

https://www.base.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/BfE/DE/2019/1220_namensaenderung.html
https://www.youtube.com/watch?v=G4pZFM8qunQ&feature=youtu.be
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*7 Was heißt »einfließen« genau? Im Gesetz steht: »Der Vorhabenträger

berücksichtigt die Beratungsergebnisse bei seinem Vorschlag für die

übertägig zu erkundenden Standortregionen«.

*8 Im Standortauswahlgesetz stehen 6 Ausschlusskriterien und 5

Mindestanforderungen.

https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/__23.html
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Quellen und weiterführende
Links

#1

-

Hier geht es zum kompletten Gesetzestext

https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/BJNR107410017.htm

l

#2

-

Auf der Seite des BASE gibt es eine etwas ausführlichere Beschreibung der

verschiedenen Akteure und ihrer Aufgaben

https://www.bfe.bund.de/DE/soa/akteure-aufgaben/akteure-aufgaben

_node.html

#3

-

Was genau der Partizipationsbeauftragte macht, kannst du hier nachlesen

https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Kurzmeldunge

n/DE/Interview_Hans-Hagedorn_21.08.2019.html

#4



In dieser Chronologie des NDR kannst du die Ereignisse der letzten 40

Jahre noch mal Revue passieren lassen

https://www.ndr.de/geschichte/chronologie/Gorleben-Chronik-,gorlebe

n1704.html

#5

-

Momentan liegen in der Datenbank schon über 170 Dokumente. Ordentlich

was zu lesen also

https://www.bfe.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/BfE/DE/SOA-Such

e_Formular.html

#6



6 kurze Erklär-Videos wurden dort bisher hochgeladen.

https://www.youtube.com/channel/UCDSmPv9o-P5b46ixmujEGTw

https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/BJNR107410017.html
https://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/BJNR107410017.html
https://www.bfe.bund.de/DE/soa/akteure-aufgaben/akteure-aufgaben_node.html
https://www.bfe.bund.de/DE/soa/akteure-aufgaben/akteure-aufgaben_node.html
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Interview_Hans-Hagedorn_21.08.2019.html
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Interview_Hans-Hagedorn_21.08.2019.html
https://www.ndr.de/geschichte/chronologie/Gorleben-Chronik-,gorleben1704.html
https://www.ndr.de/geschichte/chronologie/Gorleben-Chronik-,gorleben1704.html
https://www.bfe.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/BfE/DE/SOA-Suche_Formular.html
https://www.bfe.bund.de/SiteGlobals/Forms/Suche/BfE/DE/SOA-Suche_Formular.html
https://www.youtube.com/channel/UCDSmPv9o-P5b46ixmujEGTw
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